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Auch im Jahr 2004 kam der Menschen-
rechtsausschuß1 der Vereinten Nationen 
wieder zu drei Tagungen zusammen.2 Die 
18 unabhängigen Experten haben die Auf-
gabe, die Einhaltung der Verpflichtungen 
aus dem Internationalen Pakt über bürger-
liche und politische Rechte3 von 1966 
(IPbpR, Zivilpakt) zu überwachen, einem 
völkerrechtlichen Vertrag, der zehn Jahre 
später – am 23. März 1976 – in Kraft trat. 

Anläßlich der drei Tagungen im Jahr 2004 
beschäftigten sich die Experten mit insge-
samt 14 Staatenberichten4 – im Vorjahres-
zeitraum waren es 125 – und untersuchten 
zahlreiche Individualbeschwerden (Mit-
teilungen von Einzelpersonen) aus denje-
nigen Staaten, die sich dem Regime des 
Fakultativprotokolls zum IPbpR6 unter-
worfen haben. 

                                                      
1  Im Folgenden als Ausschuß bezeichnet. Nachfol-

gend zitierte Ausschußdokumente sind auch auf 
der Treaty Body Database des UN-Hochkom-
missariats für Menschenrechte abrufbar: 
<www.unhchr.ch/tbs/doc.nsf>. 

2 Die 80. Session fand vom 16. März bis 3. April 
2004 in New York, die 81. vom 12. bis 30. Juli 
2004 und die 82. vom 15. Oktober bis 5. Novem-
ber 2004 jeweils in Genf statt. 

3  Vom 16. Dezember 1966, UNTS Bd. 999, S. 171; 
BGBl. 1973 II S. 1534; 154 Vertragsstaaten (Stand: 
Januar 2005). 

4  Neben den Staatenberichten wurde die Situation 
in den nichtberichtenden Staaten Kenia und der 
Zentralafrikanischen Republik erörtert und die 
Abschließenden Bemerkungen zur Situation in 
den nichtberichtenden Staaten Äquatorialguinea 
und Gambia veröffentlicht (s.u. S. 8 und 14). 

5  Vgl. Sebastian Schulz, Bericht über die Arbeit des 
Menschenrechtsausschusses im Jahre 2003 – Teil 
I, in: MRM 2004, S. 18f. 

6  Vom 16. Dezember 1966, UNTS Bd. 999, S. 171, 
302; BGBl. 1992 II S. 1247; 104 Ratifikationen 
(Stand: Januar 2005). 

Das zum ersten Mal in der 71. Tagung zur 
Anwendung gekommene Follow-up-Ver-
fahren zu den Abschließenden Bemerkun-
gen (Concluding Observations)7 wurde 
während der 74. Tagung (2002) des Aus-
schusses modifiziert, wobei die wichtigste 
Neuerung in der Ernennung eines Sonder-
berichterstatters (Special Rapporteur) für 
das Follow-up-Verfahren besteht8. Seitdem 
werden die berichterstattenden Staaten 
aufgefordert, innerhalb von zwölf Monaten 
zu einigen bestimmten, dem Ausschuß 
besonders wichtig erscheinenden Punkten 
vorab zu berichten. Fällt dieser Bericht po-
sitiv aus, kann der Fälligkeitstermin für 
den nächsten periodischen Bericht hinaus-
geschoben werden.  

Um den Staaten die Umsetzung der Ge-
währleistungen des Zivilpaktes zu er-
leichtern, verfaßt der Ausschuß in unre-
gelmäßigen Abständen sog. Allgemeine 
Bemerkungen (General Comments9), die 
allgemeine Interpretationshinweise enthal-

                                                      
7  Vgl. dazu Eckart Klein, Neuerungen im Verfahren 

des UN-Menschenrechtsausschusses in: MRM 
Themenheft 25 Jahre Internationale Menschen-
rechtspakte, 2002, S. 55-64 (60f.); Friederike Brink-
meier, Bericht über die Arbeit des Menschen-
rechtsausschusses im Jahre 2001 – Teil I, in: MRM 
2002, S. 5f. 

8  Siehe UN-Dok. A/57/40 I, Annex III A. Seit 1990 
besteht auch ein Follow-up-Verfahren für das In-
dividualbeschwerdeverfahren, vgl. Klein (Fn. 7); 
sowie Claudia Mahler, Bericht über die Arbeit des 
Menschenrechtsauschusses der Vereinten Natio-
nen im Jahre 2002 – Teil I, in: MRM 2003, S. 5f. 
Für einen allgemeinen Überblick über die Ar-
beitsweise des Ausschusses siehe: <www.ohchr. 
org/english/bodies/hrc/workingmethods.htm>. 

9  Zusammengestellt in UN-Dok. HRI/GEN/1/ 
Rev.7, S. 124ff. 
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ten;10 während der 80. Tagung wurde Ge-
neral Comment Nr. 3111 zu Art. 2 IPbpR 
verabschiedet. 

In Teil I dieses Jahresberichtes werden die 
Ergebnisse der Staatenberichtsprüfungen, 
die in den Abschließenden Bemerkungen 
formuliert werden, in zusammengefaßter 
Form behandelt. Der Jahresbericht wird in 
bewährter Weise in der nächsten Ausgabe 
des MenschenRechtsMagazins mit einem 
Teil II fortgesetzt. Darin werden ausge-
wählte Entscheidungen des Menschen-
rechtsausschusses im Individualbeschwer-
deverfahren dargestellt. 

 

1. Die allgemeine Bedeutung der Staa-
tenberichte nach dem IPbpR12 

Die Vertragsstaaten haben sich in Art. 40 
IPbpR13 verpflichtet, dem Ausschuß Be-
richte über Maßnahmen zur Verwirkli-
chung der in dem IPbpR anerkannten 
Rechte und die dabei erzielten Fortschritte 
vorzulegen. Der Ausschuß prüft die einge-
reichten Staatenberichte, übersendet in der 
Regel vorab einen Fragenkatalog (“List of 
Issues”) zur Beantwortung an den Ver-
tragsstaat und erörtert beides im Dialog 
mit der Staatendelegation während der 
Tagungen. Die Ergebnisse dieser Prüfung 

                                                      
10  Hierzu Eckart Klein, General Comments, in: Ip-

sen/Schmidt-Jortzig (Hrsg.), Recht – Staat – Ge-
meinwohl, Festschrift für Dietrich Rauschning, 
2001, S. 301ff.  

11  The Nature of the General Legal Obligation Im-
posed on States Parties to the Covenant, UN-Dok. 
CCPR/C/21/Rev.1/Add.13. 

12  Einführend hierzu Klaus Hüfner/Wolfgang Reut-
her/Norman Weiß, Menschenrechtsverletzungen: 
Was kann ich dagegen tun?, 2. Aufl. 2004, S. 63-
70, 64f.; Manfred Nowak, Einführung in das inter-
nationale Menschenrechtssystem, 2002, S. 92ff., S. 
111ff. et passim; ausführlich Ineke Boerefijn, The 
Reporting Procedure under the Covenant on 
Civil and Political Rights. Practice and Proce-
dures of the Human Rights Committee, 1999, S. 
175ff.; Eckart Klein, The Reporting System under 
the International Covenant on Civil and Political 
Rights, in: ders. (Hrsg.), The Monitoring System 
of Human Rights Treaty Obligation, 1998, S. 17-
29. 

13  Alle folgend genannten, nicht anders bezeichne-
ten Artikel sind solche des IPbpR. 

und Beratung werden als positive und ne-
gative Bemerkungen zu den jeweiligen 
Themenkomplexen in den Concluding Ob-
servations veröffentlicht und bilden eine 
wichtige Informationsquelle für die diesbe-
zügliche Situation in den betreffenden 
Staaten. Nicht zuletzt aus diesem Grunde 
stellt die Berichtspflicht das zentrale Kon-
trollinstrument des IPbpR dar.  

 

2. Die einzelnen Staatenberichte 

Wie schon in der vergangenen Sitzungspe-
riode im Jahre 2003 beklagt der Ausschuß, 
daß die Vertragsstaaten, deren Staatenbe-
richte in der vorliegend behandelten Sit-
zungsperiode beraten wurden, keine oder 
ungenügende Informationen darüber lie-
ferten, welche Abhilfemaßnahmen in be-
zug auf die Abschließenden Bemerkungen 
zu den jeweils vorangegangenen Berichten 
ergriffen wurden. Desgleichen verurteilt 
der Ausschuß die fortgesetzte Verletzung 
der Berichtspflicht gemäß Art. 40. Anders 
liegen die Dinge jedoch bei der Befolgung 
der Berichtspflicht im Follow-up-Verfahren 
gemäß Art. 71 Abs. 5 der Verfahrensord-
nung14 (VerfO), der die überwiegende An-
zahl der betreffenden Vertragsstaaten im 
Berichtszeitraum nachkamen. 

In Rahmen des 2001 eingeführten und seit 
der 75. Tagung (2002) angewandten Ver-
fahrens gemäß Art. 70 Abs. 1 VerfO15 wur-
den in der 81. Tagung die jeweiligen Con-
cluding Observations hinsichtlich der 
nichtberichtenden Staaten Gambia und 
Äquatorialguinea veröffentlicht16, nachdem 
diese Vertragsstaaten vorab aufgefordert 
worden waren, auf die in den Concluding 

                                                      
14  Rules of Procedure, UN-Dok. CCPR/C/3/Rev.7, 

Neufassung von 2004 mit veränderter Numerie-
rung einiger Artikel. Hier vormals Art. 70 Abs. 5. 

15  Vormals Art. 69 A Abs. 1; hierzu Eckart Klein, 
Human Rights Committee, in: Helmut Volger 
(Hrsg.), A Concise Encyclopedia of the United 
Nations, 2002, S. 229-233 (S. 230); Mahler (Fn. 8), 
S. 5. 

16  Nachdem sie gemäß Art. 70 Abs. 3 VerfO von 
vorläufige in endgültige Abschließende Bemer-
kungen umgewandelt wurden, siehe UN-Dok. 
A/59/40 I, Summary, Nr. 46, 76 und 77. 
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Observations aufgezeigten Probleme zu 
replizieren.17 

 

Albanien 

Mit einer Verspätung von 11 Jahren legte 
Albanien im Jahr 2004 seinen Erstbericht18 
vor, der den Ausschuß in seiner 82. Tagung 
beschäftigte.19 Obwohl der zeitliche Verzug 
bei der Berichterstattung maßgeblich auf 
die in der ersten Hälfte der neunzehnhun-
dertneunziger Jahre stattfindenden gesell-
schaftlichen und politischen Unruhen zu-
rückzuführen ist, zeigten sich die Aus-
schußmitglieder über die verspätete Abset-
zung außerordentlich enttäuscht, begrüß-
ten aber um so mehr den Dialog mit dem 
Vertragsstaat im Rahmen der Beratungen 
des Staatenberichts. Trotz des erheblichen 
Umfangs des Staatenberichts sind die 
durch diesen veröffentlichten Informatio-
nen, vor dem Hintergrund des abgedeck-
ten Zeitraums, eher allgemeiner und wenig 
ausführlicher Natur. 

Positiv vermerkte der Ausschuß die Schaf-
fung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
als Voraussetzung für effektiven Men-
schenrechtsschutz, namentlich die Schaf-
fung einer den Schutz der Menschenrechte 
fördernden Verfassung im Jahr 1998, die 
dem entsprechende Anpassung des Straf-, 
                                                      
17  Gambia wurde in der 78. Tagung aufgefordert, 

bis zum 1. Juli 2004 insoweit einen Staatenbericht 
abzusetzen; bisher hat der Vertragsstaat dem 
nicht Folge geleistet. Äquatorialguinea wurde in 
den Concluding Observations gemäß Art. 70 Abs. 
3 VerfO i.V.m. Art. 71 Abs. 3 VerfO aufgefordert, 
einen Staatenbericht abzusetzen, vgl. die folgen-
de Besprechung (S. 8). Der Ausschuß hatte wäh-
rend der 76. Tagung die Situation im nichtbe-
richtenden Vertragsstaat Surinam erörtert und 
diesen zur Erstattung des zweiten Staatenberichts 
binnen sechs Monaten aufgefordert, der darauf-
hin fristgerecht eingereicht wurde. Die vorlie-
genden Concluding Observations beziehen sich 
daher auf diesen Bericht (s.u. S. 22). 

18  UN-Dok. CCPR/C/ALB/2004/1, eingereicht am 
2. Februar 2004; fällig gewesen am 3. Januar 1993. 
Der Bericht entspricht überdies nicht den Conso-
lidated Guidelines for State Reports, UN-Dok. 
CCPR/C/GUI/66/Rev.2; UN-Dok. A/56/40 I, 
Annex III A. 

19  Siehe abschließend die Concluding Observations, 
UN-Dok. CCPR/CO/82/ALB.  

Strafprozeß- und des Familienrechts sowie 
nicht zuletzt die unmittelbare innerstaatli-
che Geltung und Durchsetzbarkeit der 
Paktbestimmungen. 

Dem gegenüber steht allerdings eine erheb-
liche Anzahl von Sachverhalten, die der 
Ausschuß als Verletzung von Paktrechten 
qualifiziert und deren zum Teil grundsätz-
liche Natur Anlaß zu Sorge gibt, wenn-
gleich der Ausschuß die Bemühungen des 
Vertragsstaats zur Kenntnis nimmt, die 
jeweiligen Mißstände zu beseitigen.20  

So erfüllt die Ausschußmitglieder die Tat-
sache mit Besorgnis, daß Albanien in Not-
standszeiten die Rechte aus Art. 9 Abs. 4 
(Haftprüfung) und Art. 10 Abs. 1 (men-
schenwürdige Behandlung bei Freiheits-
entzug) als suspendierbar erachtet und 
empfiehlt daher, unter besonderer Beach-
tung seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 
2921 zu Art. 4, die Überprüfung dieser Hal-
tung, weil diese Rechte, durch die ihnen 
immanente Verknüpfung mit den in Art. 4 
Abs. 2 genannten notstandsfesten Rechten, 
ebenfalls nicht derogierbar seien.22 

Überprüfung verdient nach Ansicht des 
Ausschusses auch die Einrichtung einer 
unabhängigen Justiz, die in Albanien im-
mer noch nicht frei ist von Korrumpierbar-
keit und Einflußnahme durch die Exekuti-
ve. In diesem Zusammenhang bemängelt 
der Ausschuß, daß das Recht auf ein faires 
Verfahren durch den ungenügenden Zu-
gang zu rechtlichem Beistand und die un-
angemessen lange Dauer von Gerichtsver-
fahren nicht gewährleistet ist. 

                                                      
20  Allein darf nicht vergessen werden, daß der 

Bericht den Zeitraum ab dem Inkrafttreten des 
Zivilpakts für Albanien im Jahre 1992 betrifft und 
sich in diesen Zeitraum Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie nach westlichen Maßstäben erst 
entwickelte, Fortschritte bei der Etablierung de-
mokratischer und rechtsstaatlicher Strukturen 
mithin vor dem Hintergrund der jüngeren und 
jüngsten albanischen Geschichte zu lesen sind. 
Siehe insoweit auch die Äußerungen der Albani-
schen Delegation vor dem Ausschuß, UN-Dok. 
CCPR/C/SR.2228, Nr. 7. 

21  General Comment No. 29: States of Emergency 
(Fn. 9). 

22  S. hierzu Ausschußmitglied Scheinin, UN-Dok. 
CCPR/C/SR.2228, Nr. 40. 
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Kritische Worte findet der Ausschuß auch 
zu den tatsächlichen Auswirkungen des 
zum Teil stark gesellschaftlich verwurzel-
ten Gewohnheitsrechts, namentlich des 
Kanun23. Dies wirke sich unter anderem 
negativ auf die rechtliche Stellung und tat-
sächliche Situation der albanischen Frauen 
aus, die, insbesondere in den ländlichen 
Regionen, Diskriminierungen ausgesetzt 
sind, was resultiert in einer starken Unter-
repräsentierung von Frauen im gesell-
schaftlichen und politischen Leben, weni-
gen Teilhabemöglichkeiten an öffentlichen 
Angelegenheiten und nicht zuletzt einher-
geht mit einem hohen Maß an häuslicher 
Gewalt. Zu diesem Sachverhaltskomplex 
hat der Vertragsstaat gemäß Art. 71 Abs. 5 
VerfO innerhalb eines Jahres vorab über 
entsprechende Abhilfemaßnahmen zu be-
richten. 

Besonderes Augenmerk sollte Albanien 
auch auf andere, besonders verletzbare 
Gruppen, wie Kinder und Minderheiten 
richten. Zwar hat Albanien bereits Bemü-
hungen gezeigt, die Rahmenbedingungen 
für Minderheiten zu verbessern,24 gleich-
wohl sehen sich insbesondere Sinti und 
Roma unterschiedlichsten Formen von 
Diskriminierungen ausgesetzt, die unter 
anderem eine Verletzung der Pflicht aus 
Art. 2 Abs. 1 darstellen und den Ausschuß 
veranlaßten, auf rasche Abhilfemaßnah-
men zu drängen.  

Ferner bestehen im Vertragsstaat alarmie-
rende Zustände im Polizeigewahrsam, wo 
übermäßige Gewaltanwendung, Mißhand-
lungen und Folter durch Vollzugsbeamte 

                                                      
23  Der Kanun des Lekë Dukagjini stellt die bekannte-

ste Zusammentragung albanischen Gewohn-
heitsrechtes dar. Dieses ursprünglich ungeschrie-
bene Rechtssystem bestimmte die wesentlichsten 
Aspekte des Sozialverhaltens in den abgelegenen 
Gegenden Nordalbaniens. Der Kanun, obschon 
nicht positivrechtlich legitimiert, findet dort bis 
heute Beachtung. In den Beratungen vor dem 
Ausschuß wurden insbesondere die Blutfehde 
und die Diskriminierung der Frau thematisiert. 
S.a. UN-Dok. CCPR/C/SR.2228, Nr. 17 und 33.  

24  Unter anderem auch durch die Ratifizierung des 
Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler 
Minderheiten im Rahmen der Mitgliedschaft im 
Europarat im Jahre 1999. 

keine Ausnahme darstellen und sowohl die 
(strafrechtliche) Verfolgung dieser Taten 
als auch die Entschädigung der Opfer nicht 
in dem Maße betrieben wird, wie es der 
Pakt impliziert. Gleiches gilt für die Haft-
bedingungen in Justizvollzugsanstalten für 
Jugendliche und Frauen sowie für Häftlin-
ge in Untersuchungshaft. Die im Rahmen 
dieses Sachverhaltskomplexes ergriffenen 
Maßnahmen sind dem Ausschuß gemäß 
Art. 71 Abs. 5 VerfO innerhalb eines Jahres 
darzulegen. 

Obwohl die Bedeutung Albaniens als Tran-
sitland für den Menschenhandel abge-
nommen hat und der Ausschuß die vom 
Vertragsstaat ergriffenen legislativen und 
praktischen Maßnahmen, insbesondere zur 
Bekämpfung des Kinder- und Frauenhan-
dels, anerkennt, besteht angesichts der 
Verwicklung von Polizei- und Regierungs-
beamten und des mangelnden Opfer- und 
Zeugenschutzes weiterhin dringender 
Handlungsbedarf.  

Über die hinsichtlich dieser und einiger 
weiterer Sachverhalte unternommenen 
Maßnahmen hat der Vertragsstaat in sei-
nem zweiten Staatenbericht, der am 1. No-
vember 2008 fällig ist, dem Ausschuß zu 
berichten. 

 

Äquatorialguinea 

Obwohl der Erstbericht des afrikanischen 
Vertragsstaats seit 1988 fällig ist, ist die 
Republik Äquatorialguinea ihrer Pflicht 
aus Art. 40 Abs. 1 trotz unzähliger Mah-
nungen des Ausschusses bislang nicht 
nachgekommen. Um dennoch die Situation 
hinsichtlich der bürgerlichen und politi-
schen Rechte in Staaten wie Äquatorialgui-
nea untersuchen zu können, prüft der Aus-
schuß auch ohne Staatenberichte die Situa-
tion in dem betreffenden Land anhand der 
ihm vorliegenden sonstigen Informationen 
gemäß Art. 70 Abs. 1 VerfO. Im Fall von 
Äquatorialguinea hatte der Ausschuß be-
reits während der 79. Tagung, im Novem-
ber 2003, in nichtöffentlichen Beratungen 
und ohne Beteiligung einer Delegation des 
Vertragsstaats, vorläufige Abschließende 
Bemerkungen angenommen und dem Ver-
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tragsstaat zur Kenntnis gebracht. Nun-
mehr, am 30. Juli 2004, hat der Ausschuß 
diese als endgültige Abschließende Bemer-
kungen25 gemäß Art. 70 Abs. 3 VerfO ver-
öffentlicht. 

Abgesehen von der Vertragsverletzung, die 
der Vertragsstaat durch die anhaltende 
Nichtbeachtung der Pflicht aus Art. 40 Abs. 
1 in Kauf genommen hat, sind schwere und 
schwerste Menschenrechtsverletzungen im 
Vertragsstaat an der Tagesordnung. So 
greift der Vertragsstaat gleich mehrfach in 
das Recht des einzelnen auf körperliche 
Unversehrtheit in seinen verschiedenen 
Ausprägungen ein: durch systematische 
Folter und Mißhandlungen, insbesondere 
in Gewahrsamseinrichtungen; in letzteren 
herrschen überdies katastrophale Lebens-
bedingungen für die Häftlinge. Unverein-
bar mit Art. 7 ist ferner die körperliche 
Züchtigung von Kindern. Der Ausschuß 
ermutigt den Vertragsstaat auch zur Ab-
schaffung der Todesstrafe. 

Des weiteren existieren im Vertragsstaat 
allenfalls rudimentär demokratische und 
rechtsstaatliche Standards, was sich u.a. 
darin manifestiert, daß eine unabhängige 
Gerichtsbarkeit nicht existiert und Militär-
gerichte auch über ordentliche Streitigkei-
ten entscheiden. Weiterhin wird dies in der 
Existenz von Geheimgefängnissen, der 
faktischen Verhinderung der Ausübung 
von Presse- und Vereinigungsfreiheit, ins-
besondere in bezug auf politische Parteien, 
deutlich.  

Insbesondere Frauen und Kinder sind Op-
fer von Diskriminierungen, vor allem bei 
der Inanspruchnahme von Teilhaberechten 
in politischer, sozialer und gesellschaftli-
cher Hinsicht. Gleiches gilt für ethnische 
Minderheiten, die zudem staatlicher Ver-
folgung ausgesetzt sind. 

Der Ausschuß bemängelt schließlich die 
Einschränkung der Freizügigkeit durch die 
Verbannung von (Oppositions-)Politikern, 
die Erforderlichkeit von Ausreisevisa und 
die Errichtung von Straßensperren durch 
das Militär. 

                                                      
25  UN-Dok. CCPR/CO/79/GNQ. 

Unter Hinweis auf die Möglichkeit bei der 
Erstellung der Staatenberichte Hilfe von 
Organen der Vereinten Nationen in An-
spruch zu nehmen wurde der Vertragsstaat 
zur Erstberichtserstattung zum 1. August 
2004 aufgefordert. Dieser Aufforderung ist 
er über diesen Termin hinaus bisher nicht 
nachgekommen. 

 

Belgien 

Während seiner 81. Tagung beriet der Aus-
schuß in Gegenwart der belgischen Delega-
tion den vierten Staatenbericht26 Belgiens.  

Eingangs seiner Abschließenden Bemer-
kungen27 hierzu begrüßte der Ausschuß die 
Ratifikation des Zweiten Fakultativproto-
kolls zum IPbpR zur Abschaffung der To-
desstrafe28 und das Inkrafttreten von Ge-
setzen zum Schutz unbegleiteter minder-
jähriger Flüchtlinge und zur Einräumung 
des Wahlrechts für Ausländer aus Nicht-
EU-Staaten auf Kommunalebene. 

Als besonders dringend erachtet der Aus-
schuß die Überprüfung und Beseitigung 
paktwidrigen Verhaltens durch Teile der 
belgischen Polizei, namentlich in bezug auf 
oftmals rassistisch motivierte Gewalt und 
deren fehlende oder ungenügende Ahn-
dung, die seit langem geplante Änderung 
der Strafprozeßordnung, welche die Rechte 
von Gefangenen – u. a. Zugang zu einem 
Verteidiger und zu einem Arzt sowie In-
formation der nächsten Familienangehöri-
gen in zeitlicher Nähe zur Ingewahrsam-
nahme – paktkonform erweitert und 
schließlich die Verabschiedung eines Ge-
setzentwurfs der verhindert, daß zum 
Rassenhaß aufstachelnde, fremdenfeindli-
che Parteien in den Genuß staatlicher Par-
teienfinanzierung kommen. Über die Fort-
schritte auf diesen Gebieten hat Belgien 

                                                      
26  UN-Dok. CCPR/C/BEL/2003/4. Zum dritten 

Bericht Ulrike Eppe, Bericht über die Arbeit des 
Menschenrechtsauschusses der Vereinten Natio-
nen im Jahre 1998 – Teil I, in: MRM 1999, S. 11. 

27  UN-Dok. CCPR/CO/81/BEL. 
28  Vom 15. Dezember 1989, UN Doc. 

A/RES/44/128 (1989), Annex; BGBl. 1992 II S. 
391. 
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dem Ausschuß gemäß Art. 71 Abs. 5 VerfO 
binnen eines Jahres zu berichten. 

Überdies bestehen nach Ansicht des Aus-
schusses weitere Defizite, vornehmlich in 
bezug auf die Anerkennung der Geltung 
des Pakts auch in Fällen, in denen Belgien 
Hoheitsgewalt über Personen außerhalb 
seines Hoheitsgebietes ausübt. In diesem 
Zusammenhang äußert der Ausschuß sein 
Unverständnis über die ungenügende 
Ahndung von Menschenrechtsverletzun-
gen, die durch belgische Armeeangehörige 
während der UN-Friedensmission in So-
malia begangen wurden. Des weiteren be-
stehen Defizite in bezug auf die Situation 
von Flüchtlingen und Migranten, die einer-
seits u.a. gekennzeichnet ist von rassistisch 
motivierten Übergriffen durch Vollzugsbe-
amte und durch inhumane Bedingungen 
im Abschiebegewahrsam, andererseits 
durch die übermäßige Komplexität, die 
mangelnde Transparenz und Ineffektivität 
des Asylverfahrens und des Aufenthalts-
rechts. Besorgt ist der Ausschuß vor allem 
über den von Vollzugsbeamten während 
der Abschiebung verursachten Tod von 
Flüchtlingen.  

Ferner unannehmbar sind die Bedingun-
gen in Haftanstalten. Probleme bestehen 
dabei in rechtlicher wie tatsächlicher Hin-
sicht, insbesondere die ungenügende ge-
setzliche Ausgestaltung des Strafvollzugs 
sowie die Überbelegung und die Unter-
bringung von psychisch Kranken in Voll-
zugsanstalten.  

Weitere vom Ausschuß überprüfte Sach-
verhaltskomplexe waren das Verhalten 
staatlicher Stellen im Umgang mit den Op-
fern von Menschenhandel und die rechtli-
chen und tatsächlichen Maßnahmen zur 
Verhinderung sexueller Ausbeutung von 
Kindern.  

Spätestens am 1. August 2008 hat Belgien 
dem Ausschuß seinen fünften Staatenbe-
richt vorzulegen und kann dann zeigen, 
daß, anders als beim vorliegenden Bericht, 
die Hinweise des Ausschusses bei der Be-
seitigung der vorhandenen Defizite be-
rücksichtigt wurden. 

 

Benin 

Im Jahre 2004 legte Benin seinen Erstbe-
richt29 vor, mit dem sich der Ausschuß 
während seiner 82. Tagung im Oktober 
2004 beschäftigte und seine Abschließen-
den Bemerkungen30 hierzu erließ.  

Der Bericht wurde mit erheblicher Verspä-
tung eingereicht31 und umfaßt einen Be-
richtszeitraum von 1992 bis 1996. Selbst 
daran gemessen nehmen sich der Umfang 
des Berichts und der Gehalt an konkreten 
Informationen bescheiden aus. Gleichwohl 
müssen demgegenüber die erheblichen 
Anstrengungen des westafrikanischen 
Landes, rechtsstaatliche Strukturen aufzu-
bauen und fortzuentwickeln, anerkannt 
werden, was für die Situation der bürgerli-
chen und politischen Rechte gleichermaßen 
gilt.32 

Positiv auf dem Weg zu einer weitestge-
henden Achtung der Menschen- und Bür-
gerrechte bewertet der Ausschuß im We-
sentlichen die Einführung einer Individu-
albeschwerdemöglichkeit vor dem Verfas-
sungsgericht, die Verkündung eines neuen 
Personenstands- und Familiengesetzes, das 
ein Gleichbehandlungsgebot von Frauen 
und Männern normiert, und das Verbot 
von Genitalverstümmelung bei Frauen. 

Der Blick in die Realität offenbart aller-
dings, daß die beninische Gesellschaft den 
Schritt, der legislativ bereits vorgegeben 
wurde, noch nicht nachvollzogen hat. 
Denn, so kritisiert der Ausschuß, in der 
zum Teil gewohnheitsrechtlich geprägten 
und in Traditionen verhafteten Bevölke-
rung existieren nach wie vor Diskriminie-
rungen der Frau und Gewalt ihnen gegen-
über, namentlich häusliche Gewalt und die 
Praxis der Genitalverstümmelung33. Ferner 

                                                      
29  UN-Dok. CCPR/C/BEN/2004/1. 
30  UN-Dok. CCPR/CO/82/BEN. 
31  Der Bericht war bereits 1993 fällig. 
32  Vgl. insofern auch die Länderinformationen zu 

Benin vom Auswärtigen Amt, verfügbar unter: 
<www.auswaertiges-amt.de>, und von amnesty 
international aus dem Jahre 2000, verfügbar un-
ter: <www.amnesty.de>. 

33  Der Ausschuß fordert den Vertragsstaat auf, 
diese Praxis gemäß dem entsprechenden Ver-



Schulz: UN-Menschenrechtsausschuß – Tätigkeitsbericht Teil I (2004) 11 

existiert die weitverbreitete Praxis polyga-
mer Ehen, obwohl das neue Personen-
stands- und Familiengesetz nur die Einehe 
kennt.34 Überdies bleibt die Individualver-
fassungsbeschwerde wegen ihrer Unbe-
kanntheit in der Bevölkerung lediglich ein 
theoretischer Rechtsbehelf. 

Der Ausschuß zeigt sich außerdem besorgt 
über Sachverhalte, die eine Verletzung des 
Verbots der Folter und grausamer und 
unmenschlicher Behandlung (Art. 7), des 
Rechts auf persönliche Freiheit und Sicher-
heit (Art. 9) und des Rechts auf ein faires 
Verfahren (Art. 14) erkennen lassen. 

Dies gilt besonders für den Polizeigewahr-
sam und die Situation in den Justizvoll-
zugsanstalten. So garantiert das beninische 
Recht für Menschen im Polizeigewahrsam 
nicht einmal die grundlegendsten Rechte35. 
Außerdem werden einige der Paktrechte 
im Fall des Inkrafttretens der geplanten 
Änderungen des Straf- und Strafprozeß-
rechts verletzt. Die Realität im Polizeige-
wahrsam ist ebenso besorgniserregend: 
Folter und Mißhandlungen von Gefange-
nen sind üblich, wohingegen die dafür ver-
antwortlichen Vollzugsbeamten weitestge-
hend Straflosigkeit genießen. In den Justiz-
vollzugsanstalten herrschen dagegen ex-
treme Überbelegung, mangelhafte hygieni-
sche Zustände und fehlender Zugang zu 
medizinischer Versorgung und Nahrung.36  

Die in Art. 14 IPbpR normierten Rechte 
werden verletzt durch die mangelhafte 
Funktionsfähigkeit der Justiz, namentlich 

                                                                               

botsgesetz zu bekämpfen, und erwartet über die 
insoweit ergriffenen Maßnahmen einen Bericht 
vorab gemäß Art. 71 Abs. 5 VerfO. 

34  Das Gesetz läßt aber nichtsdestotrotz über den 
Umweg, daß es das Gewohnheitsrecht für wei-
terhin gültig und anwendbar erklärt, polygame 
Ehen zu, s. UN-Dok. CCPR/CO/82/BEN, Nr. 10. 

35  Welche Rechte damit gemeint sind, läßt sich nur 
indirekt über die vom Ausschuß abgegebenen 
Empfehlungen ausmachen: u.a. Belehrungs-
pflicht, Anspruch auf Kontakt zu einer Vertrau-
ensperson und einem Verteidiger, Anspruch auf 
Vorführung vor den zuständigen Richter und auf 
Haftprüfung. 

36  Über die insoweit ergriffenen Abhilfemaßnah-
men hat der Vertragsstaat gemäß Art. 71 Abs. 5 
VerfO vorab zu berichten. 

fehlende personelle und materielle Res-
sourcen, Arbeitsüberlastung, Korruption 
und Einflußnahme durch die Exekutive, 
und darüber hinaus im Strafverfahren 
durch eine mangelhafte Ausgestaltung der 
Rechte der Beschuldigten und Angeklagten 
in bezug auf die (notwendige) Beiordnung 
eines Verteidigers. 

Schließlich erfährt die Meinungs-, Ver-
sammlungs- und Pressefreiheit in Gambia 
eine unverhältnismäßige und nicht pakt-
konforme Einschränkung, indem für Straf-
taten, die im Rahmen der Pressearbeit be-
gangen werden, Freiheitsstrafen verhängt 
oder öffentliche Kundgebungen aus Grün-
den verboten werden können, die nicht 
durch die Schrankenregelung in Art. 21 
gerechtfertigt sind. 

Der zweite Staatenbericht über die Ver-
wirklichung der Paktrechte in Benin ist am 
1. November 2008 fällig. 

 

Bundesrepublik Deutschland 

Mit zweijähriger Verspätung legte die 
Bundesrepublik Deutschland im Novem-
ber 2002 dem Ausschuß ihren fünften peri-
odischen Staatenbericht37 vor. Dieser wur-
de während der 80. Tagung im März 2004 
unter Beteiligung der deutschen Delegation 
beraten, wobei der Ausschuß die gute Ko-
operation des Vertragsstaats und den 
fruchtbaren Dialog mit der Staatendelega-
tion in seinen Abschließenden Bemerkun-
gen38 hervorhob. 

Die Bemühungen und Fortschritte der 
Bundesrepublik im Bereich Schutz und 
Förderung der Menschenrechte wurden 
ebenfalls gewürdigt und namentlich die 
Schaffung verschiedener Gremien, Institu-
tionen, Mechanismen und Programme ge-
nannt. Vor dem Hintergrund der in 
Deutschland geführten Folterdebatte be-

                                                      
37  UN-Dok. CCPR/C/DEU/2002/5. Eine deutsche 

Fassung des 5. Staatenberichts und der Abschlie-
ßenden Bemerkungen („Schlußbemerkungen“) 
dazu ist auf der Website des Bundesministeriums 
der Justiz zu finden unter: <www.bmj.de> (The-
men/Menschenrechte). 

38  UN-Dok. CCPR/CO/ 80/DEU. 
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grüßte der Ausschuß zudem das klare Be-
kenntnis der Bundesregierung zum Folter-
verbot. 

Der Ausschuß beschäftigte sich mit grund-
sätzlichen Fragen, wie insbesondere mit 
den von der Bundesrepublik angebrachten 
Vorbehalten, der Anwendbarkeit des Pak-
tes bei Einsätzen deutscher Soldaten und 
Polizeibeamte im Ausland, der Implemen-
tierung der Paktrechte im Kompetenzbe-
reich der Bundesländer sowie den Auswir-
kungen von Antiterrormaßnahmen auf die 
Menschenrechte.39 

Allgemein negativ wertete der Ausschuß 
das Unvermögen der Bundesregierung, 
trotz entsprechender Nachfragen Datenma-
terial zu verschiedenen Sachverhalten zur 
Verfügung zu stellen, was dem Ausschuß 
insoweit eine ins Einzelne gehende Aus-
einandersetzung mit den betreffenden 
Themenkomplexen erschwerte. Dieser, 
auch von anderen internationalen Men-
schenrechtsausschüssen kritisierte Um-
stand ist nach Angaben der Bundesregie-
rung sowohl auf die länder- und behörden-
spezifisch unterschiedliche Praxis bei der 
Datenerfassung und -auswertung und das 
Fehlen einer zentralen Einrichtung zur Da-
tenerhebung zurückzuführen als auch auf 
die historisch begründete Zurückhaltung 
bei der Sammlung von sensiblen Daten.  

Ein weiterer Kritikpunkt des Ausschusses 
war die ausgebliebene Stellungnahme auf 
die Frage nach der Anwendbarkeit des 
Pakts bei Auslandseinsätzen deutscher 
Soldaten und Polizisten auf Personen, die 
der Hoheitsgewalt der Bundesrepublik 
unterstehen. Über die Umsetzung der vom 
Ausschuß zu diesem Punkt empfohlenen 
Maßnahmen – Stellungnahme und Schu-
lung der Einsatzkräfte für Auslandseinsät-
ze – hat die Bundesrepublik gemäß Art. 71 
Abs. 5 VerfO40 binnen eines Jahres zu be-
richten.  

Mit Besorgnis erfüllt den Ausschuß des 
Weiteren die Tatsache, daß die Bundesre-

                                                      
39  Vgl. insoweit auch die List of Issues, UN-Dok. 

CCPR/C/80/L/DEU, Nr. 1ff. 
40  Art. 70 Abs. 5 VerfO der alten Fassung. 

publik das Problem der Polizeigewalt seit 
dem letzten Staatenbericht nicht in den 
Griff bekommen hat. Auch hier rügt der 
Ausschuß wieder die mangelhafte Daten-
lage und empfiehlt, wie auch schon andere 
Vertragsüberwachungsorgane vor ihm,41 
unter anderem die Einrichtung einer zen-
tralen Überwachungseinrichtung zur 
Aufklärung und statistischen Erfassung 
von dienstlichem Fehlverhalten. Der Aus-
schuß bezieht sich dabei nicht nur auf 
Mißhandlungen im Polizeigewahrsam und 
bei Abschiebungen, sondern auch auf den 
möglicherweise rechtswidrigen Schußwaf-
feneinsatz durch Polizeivollzugskräfte. 

Das in der Bundesrepublik am häufigsten 
verbreitete Problem ist allerdings die Ver-
letzung der im Pakt niedergelegten Gleich-
behandlungsgebote und Diskriminie-
rungsverbote (vorliegend Art. 3, 25, 26, 27). 
Gegenstand seiner Erörterungen sind in-
soweit die Diskriminierungen von Frauen 
im Arbeitsleben, den Angehörigen von 
Glaubensgemeinschaften in bezug auf Zu-
gang zu öffentlichen Ämtern und insbe-
sondere die Diskriminierungen, denen An-
gehörige der Sinti und Roma sowohl durch 
den Vertragsstaat selbst als auch durch die 
Gesellschaft im Alltag ausgesetzt sind. In 
diesem Zusammenhang befürchtet der 
Ausschuß das Entstehen oder die Verstär-
kung xenophober Ressentiments in der 
deutschen Gesellschaft durch ergriffene 
Antiterrormaßnahmen.  

Weiter diskutierte der Ausschuß noch Ein-
zelsachverhalte, wie häusliche Gewalt, 
Menschenhandel und die Behandlung älte-
rer Menschen in Pflegeheimen. Er wies den 
Vertragsstaat auch auf seine grundsätzliche 
Verantwortlichkeit nach Art. 50 (Bundes-
staatenklausel) hin und forderte die Bun-
desrepublik zur Einrichtung geeigneter 
Mechanismen zwischen Bund und Ländern 
auf, um die volle Anwendbarkeit des Pak-
tes sicherzustellen. 

Neben Finnland ist die Bundesrepublik in 
der vorliegenden Sitzungsperiode aller-

                                                      
41  Siehe z.B. die Schlußfolgerungen und Empfeh-

lungen des Ausschusses gegen Folter (CAT), UN-
Dok. CAT/C/CR/32/7, Nr. 5 (b). 



Schulz: UN-Menschenrechtsausschuß – Tätigkeitsbericht Teil I (2004) 13 

dings der einzige Vertragsstaat, dessen 
nächster Staatenbericht erst in fünf Jahren, 
am 1. April 2009 vom Ausschuß erwartet 
wird. 

 

Finnland 

Während der 82. Tagung lag der fünfte 
Staatenbericht Finnlands beim Ausschuß 
zur Beratung auf.42 Seine Abschließenden 
Bemerkungen43 machen deutlich, daß in 
Finnland keine schwerwiegenden und 
grundsätzlichen Defizite in bezug auf die 
Achtung und Gewährung der Paktrechte 
im Sinne des Art. 2 Abs. 1 bestehen. Dies 
äußert sich auch darin, daß der nächste 
und sechste Staatenbericht Finnlands vom 
Ausschuß erst auf den 1. November 2009 
festgelegt worden ist. Werden die vorlie-
genden Bemerkungen des Ausschusses 
zusammen mit denen zum vierten Staaten-
bericht gelesen,44 zeigt sich allerdings, daß 
der Vertragsstaat manchen Mißständen, 
die vom Ausschuß bereits 1998 bemängelt 
wurden, nicht abgeholfen hat.  

Zunächst bemerkt der Ausschuß in seinen 
vorliegenden Abschließenden Bemerkun-
gen positiv das Inkrafttreten eines Antidis-
kriminierungsgesetzes, das Diskriminie-
rungen gleich aus welchem Anlaß vollum-
fänglich verbietet und eine prozessuale 
Beweislastumkehr etabliert. Ferner wird 
anerkennend hervorgehoben die sprachli-
che Neufassung des Strafgesetzbuchs, das 
u.a. den Menschenhandel ebenso unter 
Strafe stellt, wie die Verletzung der persön-
lichen Freiheit, und die Verurteilung von 
Straftätern mit finnischer Staatsbürger-
schaft unabhängig vom Ort der Tatbege-
hung nach finnischem Strafrecht ermög-
licht. Außerdem wird gelobt die Steigerung 
der Anzahl von Frauen in verantwortlichen 
Positionen in Staat und Verwaltung sowie 

                                                      
42  UN-Dok. CCPR/C/FIN/2003/5. Zum vierten 

Staatenbericht Finnlands s. Eppe (Fn. 26), S. 5f.  
43  UN-Dok. CCPR/CO/82/FIN. 
44  UN-Dok. CCPR/C/79/Add.91. Zum Teil wie-

derholt der Ausschuß auch seine Kritik, die er be-
reits in seinen Abschließenden Bemerkungen 
zum dritten Staatenbericht Finnlands angebracht 
hat. 

die Berücksichtigung der Menschenrechte 
im Rahmen von Antiterrormaßnahmen, 
namentlich das Verbot von Abschiebungen 
in Länder, in denen Gefahr für Leib und 
Leben des Abzuschiebenden besteht. 

Demgegenüber stellt der Ausschuß bei elf 
Sachverhalten die Unvereinbarkeiten mit 
dem Pakt fest. So rügt er, daß der Vertrags-
staat die Bemerkungen aus der Begründet-
heitsentscheidung im Fall Äärelä et al. ./. 
Finnland45 nur teilweise umgesetzt habe 
und paktkonforme Zustände damit noch 
nicht erreicht seien.46  

Obwohl der Ausschuß die zunehmende 
Präsenz von Frauen in leitenden Positionen 
und das Antidiskriminierungsgesetz lo-
bend würdigt, gibt ihm die Tatsache, daß 
Männer und Frauen in Finnland für die 
gleiche Arbeit unterschiedlichen Lohn be-
kommen, Anlaß zur Kritik. Das Diskrimi-
nierungsverbot des Art. 26 ist weiterhin 
auch dadurch tangiert, daß trotz der bishe-
rigen Bemühungen des Vertragsstaats um 
Integration47 Angehörige der Sinti und 
Roma nach wie vor Diskriminierungen bei 
der Wohnungs- und Arbeitsplatzsuche 
sowie beim Zugang zu Bildung und Aus-
bildung gewärtigen müssen. Bedingt wird 
dies unter anderem durch die vom Aus-
schuß ebenso bemängelte xenophobe Hal-
tung in bestimmten Bevölkerungsschichten 
Finnlands. In diesem Zusammenhang be-
anstandet der Ausschuß zum wiederholten 
Male, daß der Vertragsstaat die Frage des 
Rechts der Samen auf Grundeigentum und 
die damit verbundenen Rechte nicht zu-
friedenstellend geklärt hat und der jetzige 
Zustand die Kultur und Identität der Sa-
men gefährdet. Gemäß Art. 71 Abs. 5 Ver-
fO hat der Vertragsstaat dem Ausschuß 

                                                      
45  Beschwerde Nr. 779/1997, Auffassungen vom 24. 

Oktober 2001, UN-Dok. CCPR/C/73/D/ 
779/1997. Hierzu Claudia Mahler, Bericht über die 
Arbeit des Menschenrechtsauschusses der Ver-
einten Nationen im Jahre 2001 – Teil II, in: MRM 
2002, S. 69. 

46  Über die diesbezüglich ergriffenen Maßnahmen 
hat der Vertragsstaat gemäß Art. 71 Abs. 5 VerfO 
dem Ausschuß binnen Jahresfrist vorab zu be-
richten. 

47  Dazu schon Eppe (Fn. 26), S. 5f. 
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über die Klärung dieser Fragen und mögli-
che Abhilfemaßnahmen vorab zu berich-
ten. 

Darüber hinaus zeigt sich der Ausschuß 
besorgt über unverhohlene Angriffe auf die 
Justiz durch Mitglieder der Exekutive und 
der Legislative mit dem Ziel der Einfluß-
nahme und fordert den Vertragsstaat auf, 
die Unabhängigkeit der Judikative vorbe-
haltlos zu gewährleisten. Anlaß zur Be-
sorgnis besteht nach Ansicht des Aus-
schusses auch in bezug auf die Situation 
von Häftlingen in Untersuchungshaft. So 
seien einerseits Fragen des Zugangs zu 
einem Verteidiger nicht klar geregelt und 
andererseits die Trennung von Verurteilten 
und Beschuldigten aufgrund Platz- und 
Personalmangels nicht immer gewährlei-
stet. 

Unklarheit besteht nach Auffassung des 
Ausschusses auch hinsichtlich der prakti-
schen Auswirkungen des durch die Ände-
rung des Ausländergesetzes eingeführten 
beschleunigten Verfahrens bei offensicht-
lich unbegründeten Asylanträgen und bei 
Anträgen von Ausländern aus sicheren 
Drittstaaten. Hier besteht insofern Klä-
rungs- und ggf. Handlungsbedarf, als daß 
Widersprüche in aufenthaltsrechtlichen 
Verfahren einen Suspensiveffekt vermitteln 
sollen, um einen ausreichenden rechtlichen 
Schutz der Antragsteller zu gewährlei-
sten.48 

Die Abschließenden Bemerkungen zum 
vorliegenden Staatenbericht offenbaren, 
daß Finnland in einigen Bereichen ganz 
ähnliche Probleme und paktbezogene Defi-
zite hat wie die Bundesrepublik Deutsch-
land. Sie zeigen aber auch – Beispiel Anti-
diskriminierungsgesetz – daß Finnland der 
Bundesrepublik in manchen Bereichen ei-
nen Schritt voraus ist.49 

                                                      
48  Der Vertragsstaat hat über die Klärung auch 

dieser Fragen gemäß Art. 71 Abs. 5 VerfO dem 
Ausschuß binnen Jahresfrist vorab zu berichten. 

49  Zwar wurde ein Entwurf eines Antidiskriminie-
rungsgesetzes zur längst überfälligen Umsetzung 
der europäischen Antidiskriminierungsrichtlini-
en in den Deutschen Bundestag eingebracht (s. 
BT-Drs. 15/4538). Ein solches Gesetz ist aber 
noch immer nicht verabschiedet, sondern Gegen-

 

Gambia 

Wie auch schon die Republik Äquatorial-
guinea, so hat der Ausschuß auch im Fall 
von Gambia über die menschenrechtliche 
Situation beraten,50 ohne daß den Beratun-
gen ein Staatenbericht zugrunde lag oder 
eine Staatendelegation an den Beratungen 
teilgenommen hat.51 Bereits zum 12. Juni 
1985 sollte Gambia über die Verwirkli-
chung der im Zivilpakt verbürgten Rechte 
berichten. Bislang hat der Vertragsstaat 
jedoch keinen Bericht abgeliefert, was nach 
den Worten des Ausschusses eine schwere 
Verletzung der Pflichten aus Art. 40 dar-
stellt. 

Zwar anerkennt der Ausschuß, daß der 
Vertragsstaat mit internationalen Organisa-
tionen auf dem Gebiet des Menschen-
rechtsschutzes zusammengearbeitet hat, 
gleichwohl markiert das, vor dem Hinter-
grund der nachfolgend festgehaltenen z.T. 
schweren Menschenrechtsverletzungen52 
und rechtsstaatlichen Defizite, nur „einen 
Tropfen auf den heißen Stein”. 

Ebenso wie in der Republik Äqua-
torialguinea zeigen die Abschließenden 
Bemerkungen des Ausschusses, daß in 
Gambia rechtsstaatswidrige Zustände herr-
schen, die bereits einen Verstoß gegen die 
eigene Verfassung darstellen. So werden 
grundlegende demokratische Freiheitsrech-
te, wie die Meinungs-, Presse- und die Ver-

                                                                               

stand einer anhaltenden Kontroverse zwischen 
und in den Parteien. 

50  Die Beratungen erfolgten bereits während der 75. 
Tagung im Juli 2002, ebenso die Annahme der 
Provisional Concluding Observations, UN-Dok. 
CCPR/CO/75/GMB, deren Veröffentlichung am 
12. August 2004 erfolgte. Wichtig für das Ver-
ständnis der vorliegenden Abschließenden Be-
merkungen sind die innenpolitischen Entwick-
lungen seit den 1980er Jahren. 

51  Der Vertragsstaat hatte mehrfach versichert, er 
werde eine hochrangige Delegation zu den Bera-
tungen des Ausschusses entsenden und vor die-
sem Hintergrund um die Vertagung der Bera-
tung gebeten. Letztlich erschien jedoch keine De-
legation zu dem angesetzten Termin. 

52  Vgl. auch den Länderbericht von amnesty inter-
national zu Gambia (Fn. 32). 
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einigungsfreiheit faktisch nicht gewährt, 
indem die entsprechende Betätigung in 
vielfältiger Weise be- und verhindert wird. 
Ähnliches gilt für die durch die Verfassung 
theoretisch gewährten Rechte, die in der 
Vergangenheit durch Erlasse der Militär-
junta praktisch außer Kraft gesetzt oder 
eingeschränkt wurden.53 Als Beispiele seien 
hier exemplarisch genannt die willkürliche 
Inhaftierung von Oppositionellen, hohe 
und willkürliche Geld- oder Freiheitsstra-
fen sowie Publikationsverbot für regime-
kritische Berichterstattung, jeweils häufig 
ohne Anklage oder fairen Prozeß. Ferner 
sei als Beispiel die Festsetzung der höchst-
zulässigen Dauer des Polizeigewahrsams 
durch Erlaß54 und ohne Prüfung durch 
einen Richter oder – ebenfalls per Dekret – 
die Zulassung von Inhaftierungen ohne 
Prozeß und Urteil genannt. 

Weiterer wichtiger Kritikpunkt des Aus-
schusses ist die tatsächliche und rechtliche 
Stellung der Frau55, die gekennzeichnet ist 
durch systematische Diskriminierungen in 
bezug auf Teilhabe am politischen Leben, 
Berufswahl und -ausübung, ihre rechtliche 
Stellung innerhalb der Ehe, Zugang zu Lei-
stungen der Sozialfürsorge und – bei Mäd-
chen – in bezug auf Bildung. Sorge bereitet 
dem Ausschuß dabei vor allem auch die 
häufig praktizierte und gesetzlich nicht 
verbotene Genitalverstümmelung von 
Mädchen und Frauen, der fehlende Schutz 
vor häuslicher Gewalt sowie die Kriminali-
sierung von Schwangerschaftsabbrüchen, 
die deshalb illegal durchgeführt werden 
müssen und für die betreffenden Frauen 
nicht selten tödlich enden. 

Inakzeptabel sind auch die vom Vertrags-
staat geduldeten oder veranlaßten Verlet-
zungen des Rechts auf Leben, auf körperli-
che Unversehrtheit und Freiheit sowie die 
Verstöße gegen das Folterverbot. Der Aus-

                                                      
53  Viele dieser Erlasse sind, trotz Rückkehr des 

Vertragsstaates zu einer zivilen Regierung, in der 
Mehrzahl noch in Kraft. 

54  Was die eigene Verfassung des Vertragsstaats 
verletzt. 

55  Gambia ist kein Vertragsstaat des Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau (CEDAW). 

schuß befaßte sich mit der exzessiven Ge-
waltanwendung durch Sicherheitskräfte 
während der Studentenunruhen im Jahre 
2000 und 2001, die in einigen Fällen tödli-
che Folgen hatte. Ferner waren Gegenstand 
der Untersuchung die von Sicherheitskräf-
ten durchgeführten ungesetzlichen Exeku-
tionen, die Folter und Mißhandlung insbe-
sondere von Isolationshäftlingen und poli-
tischen Gefangenen. Zudem beklagt der 
Ausschuß die Wiedereinführung der To-
desstrafe, die auch für Minderjährige und 
als Strafandrohung bei minderschweren 
Straftatbeständen vorgesehen ist. 

Unbeschadet dieser Zustände unterhält die 
Bundesrepublik, nach Angaben des Aus-
wärtigen Amts, „traditionell problemlos(e) 
und freundschaftlich(e)“ bilaterale Beziehun-
gen zu Gambia, die ein starkes finanzielles 
Engagement beinhalten.56 

 

Kolumbien 

Während der 80. Tagung beriet der Aus-
schuß den fünften Staatenbericht Kolumbi-
ens,57 der ihm im August 2002 verspätet 
vorgelegt worden war. In seinen Abschlie-
ßenden Bemerkungen58 hierzu kritisiert der 
Ausschuß die mangelhafte Einbeziehung 
der Umsetzung der Empfehlungen zum 
vierten Staatenbericht und die mangelnde 
Übereinstimmung mit den Richtlinien59 für 
die Abfassung solcher Staatenberichte. 

Seit der Prüfung des letzten Staatenberichts 
im Jahr 1997 hat sich nach den Worten des 
Ausschusses die Lage der Menschenrechte 
nicht positiv verändert. Nach wie vor ist 

                                                      
56  Vgl. die betreffenden Länderinformationen des 

Auswärtigen Amts (Fn. 32). Allerdings heißt es 
dort auch: „Die Wahrung der Menschenrechte bedarf 
wie die Frage der guten Regierungsführung im Sinne 
von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie auch weiter-
hin der Aufmerksamkeit.“ 

57  UN-Dok. CCPR/C/COL/2002/5. Zum vierten 
Bericht vgl. Ekkehard Strauß, Bericht über die Ar-
beit des Menschenrechtsauschusses der Verein-
ten Nationen im Jahre 1997 – Teil I, in: MRM 
1998, S. 8. 

58  UN-Dok. CCPR/CO/80/COL. 
59  Consolidated Guidelines for State Reports (Fn. 

18). 
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insoweit die bedeutendste Hürde der in-
terne bewaffnete Konflikt mit den beiden 
Guerillagruppen, Fuerzas Armadas Revo-
lucionarias de Colombia (FARC) und 
Ejército de Liberación Nacional (ELN), und 
den Paramilitärs. Zwar garantiert die Ver-
fassung Kolumbiens umfassend bür-
gerliche und politische Rechte, in der Reali-
tät wird deren Genuß jedoch vor allem 
durch die Guerillas und Paramilitärs sy-
stematisch und massiv beeinträchtigt.60 In 
weiten Teilen der Abschließenden Bemer-
kungen wiederholt der Ausschuß daher 
seine Bemerkungen zum vierten Staatenbe-
richt. 

Anerkennend und mit Befriedigung nimmt 
der Ausschuß das Engagement des Ver-
tragsstaats für Demokratie und Menschen-
rechte zur Kenntnis. 

Trotz der Bemühungen des Vertragsstaats 
um die Etablierung von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Men-
schenrechte sind sowohl bei den rechtli-
chen Rahmenbedingungen als auch – und 
insbesondere – in der Wirklichkeit mannig-
faltige Paktverletzungen zu rügen. Na-
mentlich das Vorgehen des Militärs und 
anderer Sicherheitskräfte gegen die Zivil-
bevölkerung ist Gegenstand wiederholter 
Kritik des Ausschusses. Hauptsächlich 
durch ungesetzliche Hinrichtungen, Mor-
de, Mißhandlungen, Folter und rechtswid-
rige Freiheitsberaubung werden die Rechte 
aus Art. 2, 6, 7 und 9 grob und anhaltend 
verletzt, ohne daß die Verantwortlichen 
dafür überhaupt oder jedenfalls schuldan-
gemessen zur Rechenschaft gezogen wer-
den. In nicht wenigen Fällen richten sich 
die Angriffe auch gegen Politiker, Gewerk-
schaftsfunktionäre, Menschenrechtsaktivi-
sten, Journalisten und sogar Richter, was 
ebenfalls eine Verletzung der Presse-, Mei-
nungs- und Vereinigungsfreiheit indi-
ziert.61 

                                                      
60  Einen kurzen Überblick über die innenpolitische 

Lage in Kolumbien gibt das Auswärtige Amt in 
seinen Länderinformationen (Fn. 32). 

61  Über die Umsetzung der vom Ausschuß insoweit 
empfohlenen Abhilfemaßnahmen hat der Ver-
tragsstaat binnen Jahresfrist gemäß Art. 71 Abs. 5 
VerfO zu berichten. 

Ferner enthalten vom Vertragsstaat geplan-
te oder verabschiedete Gesetzeswerke Ver-
stöße gegen Art. 2, 9, 14 und 17, indem sie 
einerseits eine Amnestie von Kriegverbre-
chern zulassen62 und andererseits die 
Streitkräfte mit richterlichen Befugnissen 
ausstatten und ermächtigen, in bürgerliche 
Grundrechte einzugreifen, ohne daß diese 
Eingriffe einer richterlichen Kontrolle zu-
gänglich wären,63 oder indem sie bestimm-
te Rechtsbehelfe für den Fall des öffentli-
chen Notstands ausschließen64. Hinzu 
kommt, daß Militärgerichte trotz einer ent-
gegenstehenden Entscheidung des Verfas-
sungsgerichts weiterhin Verbrechen ahn-
den, die durch Angehörige der Streitkräfte 
begangen wurden. 

Überdies rügt der Ausschuß die Defizite 
bei der rechtlichen Ausgestaltung und dem 
tatsächlichen Schutz der Stellung der Frau-
en. Zu beklagen seien unter anderem ein 
hohes Maß an Gewalt, dem Frauen  

                                                      
62  So der Entwurf für ein „Gesetz über alternative 

Strafen“, das Vorteile für ehemalige Mitglieder il-
legaler bewaffneter Banden vorsieht. 

63  So das „Antiterrorismusgesetz“ vom Dezember 
2003. 

64  Über die Maßnahmen, die der Vertragsstaat 
ergriffen hat, um die „offenen Widersprüche zu 
den Bestimmungen des Pakts“ zu beseitigen, ist 
ebenfalls vorab zu berichten. 
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pen und Minderheiten in bezug auf Eigen-
tum und Besitz. 

Nach vier Jahren, im April 2008, wird der 
Vertragsstaat in seinem sechsten Staatenbe-
richt über die Fortschritte bei der Umset-
zung seiner Verpflichtungen aus dem Pakt 
zu berichten haben. 

  

Liechtenstein 

Der verhältnismäßig junge Vertragsstaat 
Fürstentum Liechtenstein65 reichte seinen 
ersten Staatenbericht mit dreijähriger Ver-
spätung beim Ausschuß ein.66 Die Beratung 
des Berichts fand während der 81. Tagung 
im Juli 2004 statt. 

Nahezu ein Drittel des Staatenberichts ent-
hält allgemeine Information über den Ver-
tragsstaat, da dem Ausschuß noch kein 
sog. Core Document67 von Liechtenstein 
vorgelegen hat. Der Staatenbericht umfaßt 
den Zeitraum bis einschließlich 31. März 
2003. 

Positiv nimmt der Ausschuß in seinen Ab-
schließenden Bemerkungen68 zur Kenntnis, 
daß der Vertragsstaat mit seinen Gesetzen 
und dem Gesetzesvollzug seinen Verpflich-
tungen aus dem Pakt überwiegend nach-
kommt. Insbesondere begrüßt er die Tatsa-
che, daß Liechtenstein sich verpflichtet hat, 
niemanden an ein Land auszuliefern, in 
dem ihm die Todesstrafe droht. Gleichwohl 
gibt es nach Auffassung des Ausschusses 
gerade im Bereich der Gesetzgebung noch 
Umsetzungsdefizite. 

Nachzubessern hat der Vertragsstaat die 
Normen der Verfassung, die der fürst-
lichen Regierung die Suspendierung von 
Paktrechten gestatten, ohne daß die Erklä-
rung des öffentlichen Notstandes dafür 
                                                      
65  Der Pakt ist für Liechtenstein am 10. März 1999 in 

Kraft getreten. 
66  UN-Dok. CCPR/C/LIE/2003/1, fällig am 11. 

März 2000, eingereicht am 24. Juni 2003. 
67  Die Core Documents enthalten allgemeine In-

formationen über die Vertragsstaaten. Die Staa-
ten hinterlegen dieses (stets zu aktualisierende) 
Dokument beim UN-Sekretariat, damit alle Ver-
tragsüberwachungsorgane darauf Zugriff haben. 

68  UN-Dok. CCPR/CO/ 81/LIE. 

Voraussetzung ist. Ferner hat der Vertrags-
staat Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern herzustellen, insbesondere das gesell-
schaftliche Rollenbild der Frau aufzubre-
chen und die Regelung der Thronfolge, die 
nur männliche Nachkommen berücksich-
tigt, insoweit zu überprüfen. Damit einher-
gehen muß nach Ansicht des Ausschusses 
auch die Bekämpfung häuslicher Gewalt 
gegen Frauen und Kinder. 

Anlaß zu gesetzgeberischen Maßnahmen 
sieht der Ausschuß auch insoweit, als 
Liechtenstein den Grundsatz der Gleichheit 
vor dem Gesetz verfassungsrechtlich nicht 
explizit normiert hat. Als besorgniserre-
gend empfinden die Ausschußmitglieder 
in dieser Beziehung die anhaltende Frem-
denfeindlichkeit, vor allem mit rechtsex-
tremem Hintergrund.  

Zu ändern sind zudem die Normen und 
Vorschriften, die einerseits das Not-
wehrrecht und andererseits den Schußwaf-
fengebrauch durch Vollzugsbeamte regeln, 
dabei aber den Verhältnismäßigkeits-
grundsatz nicht in ausreichendem Maße 
berücksichtigen.  

Schließlich wies der Ausschuß auf Mängel 
sowohl in bezug auf die Rechte von Fest-
genommenen und Häftlingen in (Untersu-
chungs-) Haft – unvollkommene Regelung 
der Belehrung über die Rechte als Beschul-
digter, Recht auf einen Verteidiger und auf 
Vorführung vor den Haftrichter – als auch 
in bezug auf die Berufung und die Amts-
zeit von Richtern hin, die die richterliche 
Unabhängigkeit beeinträchtigen könnten, 
die mit den Art. 9 und 14 nicht in Einklang 
stehen. 

Die Tatsache, daß das Fürstentum Liech-
tenstein seinen zweiten Staatenbericht spä-
testens am 1. August 2009 abzusetzen hat, 
ohne vorher zur Berichterstattung gemäß 
§ 71 Abs. 5 VerfO verpflichtet zu sein, ist 
Indiz für die grundsätzlich zufriedenstel-
lende Umsetzung des Pakts. 
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Litauen 

Nachdem der Ausschuß im letzten Jahr 
den Staatenbericht Lettlands zu prüfen 
hatte,69 lag ihm in der Berichtsperiode im 
Jahre 2004 der zweite Staatenbericht70 des 
baltischen Nachbarn Litauen vor, der wäh-
rend der 80. Tagung des Ausschusses unter 
Beteiligung der litauischen Staatendelega-
tion beraten wurde. 

In seinen Abschließenden Bemerkungen71 
begrüßt der Ausschuß die Tatsache, daß 
Litauen mit der Reform seines Rechtssy-
stems weit fortgeschritten ist und den 
Schutzumfang des nationalen Rechts dem 
des Pakts angepaßt hat. Besonders begrüß-
te er die Schaffung von mehreren Men-
schenrechtsgremien und die Ratifizierung 
des Zweiten Fakultativprotokolls. 

Gleichwohl existieren die Defizite, auf die 
der Vertragsstaat ein besonderes Augen-
merk legen soll,72 gerade auch im Bereich 
der Gesetzgebung. So läßt der Entwurf des 
Gesetzes über den Status von Ausländern 
die Abschiebung von Ausländern, die eine 
Bedrohung für die innere Sicherheit dar-
stellen, in Länder zu, in denen ihnen die 
Gefahr von Folter oder grausamer und 
unmenschlicher Behandlung droht. Ferner 
hat der Vertragsstaat die zunehmenden 
Fälle häuslicher Gewalt gegenüber Frauen 
und Kindern auch durch die Schaffung 
und Änderung entsprechender Gesetze zu 
bekämpfen. Eine Änderung der betreffen-
den Gesetze soll der Vertragsstaat nach 
Auffassung des Ausschusses auch in bezug 
auf die Anordnung und den Vollzug der 
sogenannten Administrativhaft erwägen, 
weil in diesen Fällen eine effektive richter-
liche Kontrolle entgegen Art. 9 Abs. 4 nicht 
vorgesehen ist. Änderungen soll der Ver-
tragsstaat schließlich auch am Arbeitsge-
setz vornehmen, dessen restriktive Ausge-

                                                      
69  Siehe Schulz (Fn. 5), S. 25-27. 
70  UN-Dok. CCPR/C/LTU/2003/2. 
71  UN-Dok. CCPR/CO/ 80/LTU. 
72  Die in bezug auf dieses Sachverhalte ergriffenen 

Maßnahmen zur Umsetzung des Pakts sind Ge-
genstand der besonderen Berichtspflicht gemäß 
Art. 71 Abs. 5 VerfO. 

staltung des Streikrechts unvereinbar mit 
Art. 22 ist. 

Wie schon in den Abschließenden Bemer-
kungen zum Erstbericht Litauens bemän-
gelt der Ausschuß, daß trotz entsprechen-
der Maßnahmen sich die sozioökonomi-
sche Situation der Sinti und Roma nicht 
gebessert hat und deren Angehörige Opfer 
von gesellschaftlicher Isolation, Diskrimi-
nierung, Armut und Arbeitslosigkeit sind.  

Im Übrigen kritisiert der Ausschuß unter 
anderem Teile der Asylpraxis des Vertrags-
staats, zum wiederholten Male die Ausge-
staltung des zivilen Militärersatzdienstes 
und das Fehlen eines unabhängigen Über-
wachungsmechanismus zur Aufklärung 
von Straftaten von Polizeivollzugskräften. 
Aufgrund der Tatsache, daß die Umset-
zung des Pakts gleichwohl gute Fortschrit-
te macht, hat Litauen seinen dritten peri-
odischen Staatenbericht dem Ausschuß 
spätestens im April 2009 zu übergeben. 

 

Marokko 

Im Mai 2004 hat Marokko, Vertragsstaat 
seit 1977, dem Ausschuß seinen fünften 
Staatenbericht73 vorgelegt. Die Defizite, die 
der Ausschuß in seinen diesbezüglichen 
Abschließenden Bemerkungen74 benennt, 
betreffen nahezu die gesamte Bandbreite 
der im Pakt normierten Rechte, was die 
Anstrengungen Marokkos, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit weiter zu etablie-
ren, deutlich abschwächt. 

Für besonders unhaltbar erachtet der Aus-
schuß den rechtlichen und tatsächlichen 
Umgang des Vertragsstaats mit Personen, 
denen Straftaten zur Last gelegt werden. 
Nicht paktkonform ist zunächst die Rege-
lung der höchstzulässigen Dauer des Poli-
zeigewahrsams ohne richterliche Kontrolle. 
Diese beträgt 48 Stunden oder 96 Stunden 
bei Straftaten mit terroristischem Hinter-
grund, wobei jeweils die Möglichkeit der 
Verlängerung besteht und den Gefangenen 
erst bei Gewahrsamsverlängerung der Zu-

                                                      
73  UN-Dok. CCPR/C/MAR/2004/5. 
74  UN-Dok. CCPR/CO/82/MAR. 
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gang zu Rechtsbeistand gewährt wird.75 
Defizite bestehen auch bei der Justiz, deren 
Unabhängigkeit nicht gewährleistet ist. 
Inakzeptabel sind ferner die tatsächlichen 
Verhältnisse im Strafvollzug, wo ohne 
strafrechtliche Konsequenzen gefoltert und 
mißhandelt wird,76 und die Gefangenen 
unter den schlechten Gesamtumständen, 
wie z. B. mangelhafte medizinische Ver-
sorgung, zu leiden haben. 

Überdies sind eine ganze Reihe nationaler 
Gesetze nicht paktkonform, so unter ande-
rem das Aufenthaltsrecht, das Abschie-
bungen in unsichere Drittstaaten zuläßt, 
das Familienrecht in bezug auf die Rechte 
der Frau oder das Strafrecht, welches die 
Todesstrafe nach wie vor zuläßt und 
Schwangerschaftsabbrüche kriminalisiert. 
Außerdem wird der Vertragsstaat aufge-
fordert, die Notstandsgesetzgebung mit 
der Derogationsregelung in Art. 4 und das 
Terrorismusbekämpfungsgesetz mit Art. 15 
(keine Strafe ohne Gesetz/Rückwirkungs-
verbot) und anderen Paktbestimmungen in 
Einklang zu bringen. 

Der Ausschuß ist schließlich beunruhigt 
über die mannigfaltigen tatsächlichen Ein-
schränkungen von Paktrechten, wie die 
Behinderung oder Ausschließung der Be-
kenntnisfreiheit, der Presse- und Vereini-
gungsfreiheit oder des Versammlungs-
rechts. Außerdem sind Frauen und Kinder, 
als schwächste Mitglieder der Gesellschaft, 
besonderes durch Gewalt, Mißbrauch und 
Diskriminierungen gefährdet. Schließlich 
wiederholt der Ausschuß, daß die Frage 
des Selbstbestimmungsrechts für die Be-
völkerung der West-Sahara immer noch 
nicht geklärt sei. 

Der Ausschuß erwartet die Abgabe des 
sechsten Staatenbericht Marokkos im No-
vember 2008. 

 

Namibia 

                                                      
75  Die vom Vertragsstaat zu unternehmenden legis-

lativen Maßnahmen zur Herstellung paktkon-
former Zustände, sind Gegenstand der besonde-
ren Berichtspflicht gemäß Art. 71 Abs. 5 VerfO. 

76  Wie zuvor (Fn. 75). 

Bereits 1996 hätte der Erstbericht77 des 
westafrikanischen Vertragsstaats Namibia 
beraten werden sollen, allerdings mußte 
der Ausschuß nahezu neun Jahre warten, 
ehe er mit der Prüfung des Berichts begin-
nen konnte. 

Eingangs seiner Abschließenden Bemer-
kungen78 würdigt der Ausschuß die Lei-
stungen Namibias beim Aufbau einer De-
mokratie und den dabei geführten offenen 
Dialog mit Nichtregierungsorganisationen 
und internationalen Gremien. Eine bedeu-
tende Errungenschaft ist in diesem Zu-
sammenhang die Abschaffung der Todes-
strafe durch die Verfassung, die außerdem 
in knapp 20 Artikeln einen umfangreichen 
Grundrechtekatalog normiert. Obwohl die 
Regelung des Art. 144 der namibischen 
Verfassung internationale Verträge ohne 
Umsetzungsakt zu unmittelbar geltendem 
nationalem Recht erklärt, befürchtet der 
Ausschuß gleichwohl, daß durch den in die 
Norm aufgenommenen Vorbehalt die voll-
umfängliche Implementierung des Pakts in 
nationales Recht erschwert werden könn-
te.79 

Allerdings erachten die Ausschußmitglie-
der andere Probleme bei der Paktumset-
zung als wesentlich drängender. So sei 
zwar die Verabschiedung des Gesetzes zur 
Gleichstellung von Ehegatten zu begrüßen, 
nichtsdestotrotz existiere eine hohe Zahl 
gewohnheitsrechtlicher und damit unregi-
strierter Eheschließungen, die den Ehe-
frauen und Kindern Erb- und Eigentums-
rechte vorenthielten. Auch die Qualifizie-
rung der Folter als gewohnheitsrechtliches 
Vergehen80 und nicht als Verbrechen, sei 
nicht paktkonform. Die Folter müsse daher 
unbedingt gesetzlich als ein Verbrechen 
geregelt werden. 

Die vom Ausschuß darüber hinaus bean-
standeten Umsetzungsdefizite offenbaren, 
trotz der eingangs hervorgehobenen Fort-

                                                      
77  UN-Dok. CCPR/C/NAM/2003/1. 
78  UN-Dok. CCPR/CO/81/NAM. 
79  Art. 144 der namibischen Verfassung ist im Staa-

tenbericht (Fn. 77) unter Nr. 118 wiedergegeben. 
80  “Common law offence to be charged as assault or 

crimen injuria”.  
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schritte, Nachbesserungsbedarf in organi-
satorisch-institutioneller, rechtlicher und 
tatsächlicher Hinsicht, wobei zwischen 
diesen Teilbereichen partiell ein fließender 
Übergang besteht. Bemängelt wird unter 
anderem das Fehlen eines Mechanismus 
zur Umsetzung der Auffassungen des Aus-
schusses in Individualbeschwerdesachen,81 
das Fehlen eines nationalen Untersu-
chungsmechanismus für bestimmte, insbe-
sondere in Nordnamibia auftretende Men-
schenrechtsverletzungen, desgleichen für 
die Überwachung von Gewahrsamseinrich-
tungen und Vollzugsanstalten. Des weite-
ren wird Namibia dazu angehalten sicher-
zustellen, daß die Dauer von Gerichtsver-
fahren nicht unangemessen verzögert wird, 
Schikanierungen von Journalisten künftig 
vermieden und entsprechend geahndet 
werden und daß Rechtsbeistand beispiels-
weise durch Prozeßkostenhilfe erleichtert 
wird. Außerdem wird der Vertragsstaat, in 
dem Englisch Amtssprache ist, aufgefor-
dert, Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Afrikaans sprechende Bevölkerungsmehr-
heit insoweit nicht zu benachteiligen.82 

Darüber hinaus nimmt der Ausschuß zur 
Kenntnis, daß der Vertragsstaat eheliche 
und uneheliche Kinder rechtlich gleichge-
stellt hat, betont aber die überdies beste-
hende Notwendigkeit eines besonderen, 
adäquaten Schutzes von Jugendlichen im 
Bereich des Strafvollzugs. 

Unter besonderer Berücksichtigung der 
Ausschußempfehlungen hat der Vertrags-
staat seinen zweiten Staatenbericht zu er-
stellen und im August 2008 einzureichen. 

 

                                                      
81  Der Ausschuß nimmt dabei Bezug auf die Be-

schwerden Diergaardt et al. v. Namibia (Nr. 
760/1997), UN-Dok. CCPR/C/69/D/760/1997, 
hierzu Friederike Brinkmeier, Bericht über die Ar-
beit des Menschenrechtsausschusses im Jahre 
2000 – Teil II, in: MRM 2001, S. 81, und Müller & 
Engelhard v. Namibia (Nr. 919/2000), UN-Dok. 
CCPR/C/74/ D/919/2000. 

82  Englisch sprechen lediglich 7 bis 8 % der Bevöl-
kerung, der überwiegende Teil spricht Afrikaans, 
Oshivambo und andere Landessprachen. Vgl. in-
soweit auch die oben in bezug genommene Ent-
scheidung des Ausschusses über die Individual-
beschwerde Nr. 760/1997 (Fn. 81). 

Polen 

Der fünfte Staatenbericht Polens83, den der 
Ausschuß im Oktober 2004 abschließend 
beriet, offenbart einerseits die gleichen 
Probleme und Defizite bei der Umsetzung 
des Pakts wie die Staatenberichte anderer 
mitteleuropäischer Staaten. Andererseits 
hat Polen auch mit einer Reihe ganz spezi-
fischer Probleme zu kämpfen. 

Anders als Belgien und die Bundesrepublik 
Deutschland hat Polen zur Frage des Aus-
schusses hinsichtlich der Anwendung des 
Paktes außerhalb des eigenen Territoriums 
eindeutig Stellung bezogen und die Gel-
tung des Pakts bei Auslandseinsätzen sei-
ner Streitkräfte nicht in Frage gestellt.84 
Begrüßt wird darüber hinaus in den Ab-
schließenden Bemerkungen85 der Beitritt 
Polens zum zweiten Fakultativprotokoll. 

Trotz der Schaffung eines Regierungsbe-
auftragten für die Gleichstellung von Frau-
en und Männern existieren weiterhin die 
Frauen einseitig benachteiligende Regelun-
gen. So zwingt das außerordentlich rigide 
Abtreibungsverbot Frauen in die Illegalität, 
setzt sie damit einem gesundheitlichen 
Risiko aus und erschwert selbst in den ge-
setzlich normierten Ausnahmefällen einen 
Schwangerschaftsabbruch. Paradoxerweise 
verfügt der Vertragsstaat nicht über eine 
wirksame Beratung zur Familienplanung 
und beschränkt die Erhältlichkeit von Kon-
trazeptiva.86 Weiter gibt es Disparitäten 
zwischen Frauen und Männern im Er-
werbsleben und eine besorgniserregend 
hohe Rate häuslicher Gewalt gegen Frauen. 

Ein großes, in den Abschließenden Bemer-
kungen weiten Raum einnehmendes Pro-
blem ist der Umgang mit Minderheiten. 

                                                      
83  UN-Dok. CCPR/C/POL/2004/5. 
84  Siehe die Aussage von Bratkiewicz (Polen) in: 

CCPR/C/SR.2241, Nr. 61 (« M. BRATKIEWICZ 
(Pologne) dit que son pays n’a pas le moindre 
doute quant au fait que le Pacte s’applique aussi 
dans des situations telles que celles qui prévalent 
actuellement en Iraq. »). 

85  UN-Dok. CCPR/CO/82/POL. 
86  Über die Umsetzung der vom Ausschuß insoweit 

empfohlenen Abhilfemaßnahmen, hat Polen ge-
mäß Art. 71 Abs. 5 VerfO vorab zu berichten. 
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Insbesondere Sinti und Roma sind gesell-
schaftlich nicht integriert und haben mit 
Vorurteilen und Diskriminierungen in den 
Bereichen Sozial- und Gesundheitsfürsor-
ge, Bildung und Beschäftigung zu kämp-
fen.87 Überdies sind die Rechte von natio-
nalen und ethnischen Minderheiten und 
Minderheiten aufgrund der Sprache oder 
sexueller Orientierung nicht ausreichend 
gesichert. Außerdem muß sich Polen auch 
mit Erscheinungsformen des Antisemitis-
mus auseinandersetzen. Über die vom 
Ausschuß empfohlenen Maßnahmen und 
Fortschritte bei der Umsetzung des Pakts 
hat Polen in seinem sechsten Staatenbericht 
im November 2008 zu berichten. 

 

Serbien-Montenegro 

Unter dem 9. Juli 2003 reichte Serbien und 
Montenegro (ehemalige Bundesrepublik 
Jugoslawien) seinen Erstbericht88 beim 
Ausschuß ein, den dieser während seiner 
81. Tagung beriet. Der Bericht, der den 
Zeitraum von 1999 bis 2002 abdeckt, spart 
die Situation der Menschenrechte im Koso-
vo aus, da dieses unter der Verwaltung der 
UNMIK89 steht. Der Ausschuß stellt in die-
sem Zusammenhang fest, daß der Pakt 
auch die provisorische Zivilverwaltung im 
Kosovo bindet und fordert in seinen Ab-
schließenden Bemerkungen90 die UNMIK 
auf, über die Lage der Menschenrechte im 
Kosovo zu berichten.91 Damit richtet der 
Ausschuß – soweit ersichtlich – das erste 
Mal eine solche Anfrage an eine internatio-
nale Organisation, die Vereinten Nationen, 
die selbst nicht Vertragspartei des Pakts 
sind. 

                                                      
87  Wie Fn. 86. 
88  UN-Dok. CCPR/C/SEMO/2003/1. 
89  United Nations Interim Administration Mission 

in Kosovo.  
90  UN-Dok. CCPR/CO/81/SEMO.  
91  Wörtlich heißt es: “[The Committee] encourages 

UNMIK, in cooperation with the Provisional In-
stitutions of Self-Government (PISG), to provide, 
without prejudice to the legal status of Kosovo, a 
report on the situation of human rights in Kosovo 
since June 1999.” (ebd., Nr. 3 a.E.). 

Anerkennend äußert sich der Ausschuß 
über eine ganze Reihe von positiven Ver-
änderungen und Fortschritten insbesonde-
re auf dem Gebiet der Gesetzgebung und 
außerdem über die Ratifizierung des zwei-
ten Fakultativprotokolls. Allerdings ist die 
praktische Umsetzung und Durchsetzung 
von (neuen) Gesetzen bislang nicht zufrie-
denstellend und kommt für die Opfer von 
Bürgerkrieg und Vertreibung zu spät. 

Drängendstes Problem ist die Gewalt ge-
gen höchstpersönliche Rechtsgüter der 
Zivilbevölkerung während und nach dem 
Bürgerkrieg und deren vollkommen unge-
nügende Aufklärung und Ahndung. Insbe-
sondere die Pflicht zur Kooperation mit 
dem Internationalen Strafgerichtshof für 
das ehemalige Jugoslawien (ICTY) wird 
durch den Vertragsstaat nachhaltig ver-
letzt. Gleiches gilt für die innerstaatliche 
Ahndung von Kriegsverbrechen und wei-
teren Straftaten, die mangels einer unab-
hängigen und effektiven Strafverfolgung 
die weitgehende Straflosigkeit der Täter 
zur Folge hat. Dies ist um so unannehmba-
rer, als in der Bundesrepublik Jugoslawien 
systematisch gefoltert wurde92 und noch 
immer Mißhandlungen durch Vollzugsbe-
amte berichtet werden. 

Große Defizite bestehen im Vertragsstaat 
auch im praktischen Umgang mit Angehö-
rigen besonders verletzbarer oder gefähr-
deter Gruppen, wie Frauen und Kinder, 
Bürgerkriegsflüchtlinge und Minderheiten. 
So kritisiert der Ausschuß, daß trotz ent-
sprechender Maßnahmen des Vertrags-
staats, insbesondere Polizei und Justiz noch 
immer nicht genug für das Problem des 
Menschenhandels sensibilisiert seien. Fer-
ner würden den Bürgerkriegsflüchtlingen 
in diskriminierender Wiese grundlegende 
Rechte, wie Zugang zu Sozialfürsorge, Bil-
dung, Beschäftigung und angemessene 
Unterkunft vorenthalten. Gleiches gelte 
auch für Sinti und Roma, die Opfer von 
Diskriminierung in allen Lebensbereichen 
seien und überdies Ziel rassistischer Schi-
kane und Gewalt. 

                                                      
92  Bei dieser Aussage bezieht sich der Ausschuß auf 

die Untersuchungsergebnisse des CAT. 
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Schließlich seien im Vertragsstaat die de-
mokratischen Rechte durch faktische Ein-
schränkungen der Pressefreiheit und Ver-
suche der Einflußnahme auf die Justiz ge-
fährdet. Unbeschadet der eingeforderten 
Berichterstattung durch die Zivil-
verwaltung des Kosovo, hat Serbien und 
Montenegro seinen zweiten Staatenbericht 
im April 2008 vorzulegen. 

 

Surinam 

Wie oben bereits ausgeführt93 hatte der 
südamerikanische Vertragsstaat seit sei-
nem Erstbericht keinen Staatenbericht 
mehr eingereicht, so daß sich der Ausschuß 
nach 19 Jahren genötigt sah, die Umset-
zung des Pakts ohne einen Staatenbericht 
zu prüfen. Allerdings kam der Vertrags-
staat der Aufforderung des Ausschusses, 
einen Staatenbericht94 nachzureichen, doch 
noch nach, so daß dieser in die vorliegen-
den Abschließenden Bemerkungen95 Ein-
gang gefunden hat. Der Grund für die au-
ßerordentlich verspätete Erstellung des 
Staatenberichts liegt freilich nicht zuletzt in 
den innenpolitischen Unruhen begründet, 
die den Vertragsstaat seit dem Militär-
putsch von 1980 destabilisierten. 

Der Staatenbericht enthält zwar Hinweise 
zur Gesetzgebung im Bereich der Men-
schenrechte, zum Bedauern des Ausschus-
ses jedoch nur sehr knappe Ausführungen 
zur aktuellen Situation der Menschenrechte 
in der Praxis, ein Defizit, das durch die 
Staatendelegation während der mündli-
chen Beratungen nicht annähernd ausge-
glichen werden konnte. Gleichwohl ver-
merkt der Ausschuß durchaus positiv die 
Bemühungen des Vertragsstaats um die 
Schaffung demokratischer Strukturen, die 
verfassungsrechtliche Verbürgung von 
Grundrechten ebenso, wie die Tatsache, 
daß die Paktnormen nationalen einfachge-
setzlichen Normen vorgehen und einklag-
bar sind. 

                                                      
93  Siehe Fn. 17. 
94  UN-Dok. CCPR/C/SUR/2003/2. 
95  UN-Dok. CCPR/CO/80/SUR. 

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung gibt 
es nach den Worten des Ausschusses im 
einfachgesetzlichen Bereich noch deutliche 
Defizite, die auch tatsächliche Auswirkun-
gen haben. Vordringlich sei in dieser Hin-
sicht die unverzügliche Änderung der Ge-
setze, die es bislang zulassen, daß die Ge-
wahrsamsdauer bis zur ersten Vorführung 
vor den Haftrichter 44 Tage erreichen darf. 
In der Realität sei die Ausschöpfung dieses 
Zeitraums ebenso die Regel wie Isolations-
haft, ohne daß dem Gefangenen jeweils 
Zugang zu Rechtsbeistand gewährt wird.96 
Besorgt zeigt sich der Ausschuß in diesem 
Zusammenhang, daß Gefangene im Poli-
zeigewahrsam mißhandelt werden.97 Wäh-
rend der Ausschuß die bisherigen Bemü-
hungen Surinams begrüßt, das Strafvoll-
zugssystem zu reformieren und neue Ge-
fängnisse zu bauen, fordert er dazu auf, 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Anzahl 
der Häftlinge in den überfüllten Haftan-
stalten zu reduzieren und die Haftbedin-
gungen mit Art. 10 in Einklang zu bringen. 

Das Fehlen entsprechender und ausrei-
chender gesetzlicher Regelungen wirkt sich 
nach Auffassung des Ausschusses auch auf 
die Situation der Frau aus, was namentlich 
in der hohen Anzahl häuslicher Gewaltta-
ten seinen Ausdruck findet. Während die 
Staatendelegation den Schutz durch das 
bestehende Strafrecht als ausreichend ge-
wahrt sieht, verlangt der Ausschuß weitere 
gesetzliche und Bildungsmaßnahmen ge-
gen häusliche Gewalt. Zudem existiere 
noch eine Reihe von Gesetzen, die trotz 
eines bereits angelaufenen „Gender Policy 
Program“ nach wie vor geschlechterspezi-
fisch diskriminierende Regelungen enthiel-
ten. Weitere rechtliche Defizite gibt es bei 
der Festlegung des Mindestalters in bezug 
auf die strafrechtliche Verantwortlichkeit 

                                                      
96  Über die insoweit ergriffenen legislativen und 

praktischen Abhilfemaßnahmen hat der Ver-
tragsstaat gemäß Art. 71 Abs. 5 VerfO binnen 
Jahresfrist zu berichten. 

97  Über diesbezügliche Abhilfemaßnahmen – Be-
strafung der Täter sowie Wiedergutmachung für 
die Opfer – hat der Vertragsstaat ebenfalls gemäß 
Art. 71 Abs. 5 VerfO vorab zu berichten. 
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und für die Eheschließung,98 die jeweils 
nicht paktkonform ausgestaltet ist. 

Ferner hat der Vertragsstaat die unan-
nehmbaren rechtlichen und tatsächlichen 
Mängel im Umgang mit der indigenen Be-
völkerung schnellstmöglich zu beheben. 
Diese muß Diskriminierungen in bezug auf 
Eigentumsrechte, Beschäftigung und Bil-
dung ebenso hinnehmen, wie eine fehlende 
Beteiligung an den sie betreffenden admi-
nistrativen Entscheidungen und auch tat-
sächliche Beeinträchtigungen. 

Insgesamt stellte der Ausschuß die wie-
derholte Verletzung des Gleichheitsgrund-
satzes aus Art. 3, der Diskriminierungsver-
bote aus Art. 24 und 26, der Schutzrechte 
aus Art. 6, 7 und 23 sowie der Freiheits-
rechte aus Art. 9 fest. In Anbetracht dessen 
wird Surinam bis April 2008 Gelegenheit 
haben, entsprechende Maßnahmen zu er-
greifen, über die hoffentlich im dritten 
Staatenbericht zu lesen sein wird. 

 

Uganda 

Im März 2004 beriet der Ausschuß anhand 
des Erstberichts Ugandas99 die Fortschritte 
bei der Umsetzung des Zivilpakts. Großen 
Einfluß auf die menschenrechtliche Bilanz 
Ugandas haben der seit 17 Jahren währen-
de Bürgerkrieg im Norden des Landes so-
wie die Präsenz ugandischer Streitkräfte im 
Kongo und im Südsudan. Sowohl die Re-
bellen der „Lord’s Resistance Army“ (LRA) 
als auch die Regierungstruppen begehen 
dabei systematisch schwerste Menschen-
rechtsverletzungen.100 

                                                      
98  In Surinam ist strafmündig, wer das 10. Lebens-

jahr vollendet hat. Mädchen dürfen bereits im Al-
ter von 13 Jahren heiraten oder verheiratet wer-
den, Jungen im Alter von 15 Jahren. 

99  UN-Dok. CCPR/C/UGA/2003/1. 
100  Sowohl Militäraktionen Ugandas im Osten des 

Kongo als auch der Bürgerkrieg beschäftigen be-
reits den Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGH). Siehe hierzu die entsprechenden Pres-
semitteilungen auf der Website des IStGH unter: 
<www.icc-cpi.int>, z.B. vom 29. Januar 2004: 
“President of Uganda refers situation concerning 
the Lord’s Resistance Army (LRA) to the ICC”. 

Zunächst wird in den Abschließenden Be-
merkungen101 jedoch positiv festgehalten, 
daß der Vertragsstaat sich 1995 dem Re-
gime des Fakultativprotokolls betreffend 
das Individualbeschwerdeverfahren un-
terworfen hat und mit der Einrichtung ei-
ner Menschenrechtskommission102 und der 
Schaffung eines verfassungsrechtlich abge-
sicherten Grund- und Menschenrechtskata-
logs Bemühungen in die richtige Richtung 
erkennbar sind. Gleichwohl werden Men-
schenrechte in Uganda häufig nicht nur 
nicht gewährt und geschützt, sondern in 
massiver Weise verletzt. Gegenstand der 
Kritik des Ausschusses sind im Wesentli-
chen drei Teilbereiche: die Situation von 
Frauen und Kindern, Menschenrechtsver-
letzungen durch Militär und Polizei unter 
anderem in Haftanstalten sowie die Verlet-
zungen der Meinungs-, Presse- und Ver-
sammlungsfreiheit.  

Besonders alarmierend ist die Situation der 
Mädchen und Frauen, die in großem Maße 
Opfer von sexueller Ausbeutung durch die 
LRA und das Militär sind, die trotz eines 
verfassungsrechtlichen Verbots nach wie 
vor unter Genitalverstümmelungen103 und 
auch in erschreckendem Umfang unter 
häuslicher Gewalt zu leiden haben und die 
schließlich durch die weit verbreitete Pra-
xis der Viel- und Zwangsehe diskriminiert 
werden. Ähnliches trifft auch auf Kinder 
zu, die insbesondere Opfer von Entführun-
gen, Mißhandlungen und sexuellen Über-
griffen sind. 

Unannehmbar sind des weiteren die anhal-
tenden und massiven Verletzungen des 
Rechts auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit sowie des Rechts auf Freiheit und 
Sicherheit im Rahmen des Bürgerkrieges, 
die vor allem die Zivilbevölkerung und 
insbesondere die Bürgerkriegsflüchtlinge 

                                                      
101  UN-Dok. CCPR/CO/80/UGA. 
102  Der Ausschuß bemängelt jedoch gleichzeitig die 

Versuche, die Unabhängigkeit der Kommission 
zu untergraben und ihren Entscheidungen nicht 
Folge zu leisten. 

103  Uganda hat über die Umsetzung der vom Aus-
schuß insoweit empfohlenen Abhilfemaßnahmen 
gemäß Art. 71 Abs. 5 VerfO vorab zu berichten. 
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treffen.104 Gleiches gilt für die Situation in 
sogenannten „Safe Houses“ und Gefäng-
nissen, in denen Folter und Mißhandlun-
gen den Alltag der Gefangenen bestim-
men.105 Zu beklagen sind unter anderem 
zudem die katastrophalen Bedingungen in 
den Gewahrsamseinrichtungen. Hinzu-
kommt, daß die überwältigende Mehrheit 
der durch Militär- und Polizeiangehörige 
begangenen Straftaten nicht geahndet 
wird, was nicht zuletzt auch in den Defizi-
ten bei der Justiz des Vertragsstaates seinen 
Ursprung hat. 

Schließlich ist die Schikanierung von Op-
positionspolitikern durch Verhinderung 
von Kundgebungen und Beschränkung der 
Freizügigkeit ebensowenig hinnehmbar 
wie die Bedrohung von Journalisten. 

Der Vertragsstaat wird in seinem zweiten 
Staatenbericht, der dem Ausschuß im April 
2008 vorliegen soll, Gelegenheit haben, 
über Fortschritte bei der Herstellung pakt-
konformer Verhältnisse zu berichten. 

 

3.  Ergebnisse des Follow-Up-Verfahrens 

Im Jahre 2004 haben drei Staaten die ihnen 
im Rahmen des Verfahrens nach Art. 71 
Abs. 5 VerfO aufgelegte Pflicht zur Erstel-
lung von zusätzlichen Berichten erfüllt und 
dem Special Rapporteur für das Follow-up-
Verfahren entsprechende Dokumente über-
geben. Aufgrund des Umfangs der betref-
fenden Berichte und der Fülle der darin 
enthaltenen Informationen wird es an die-
ser Stelle für angemessen erachtet, der 
Auswertung dieser zusätzlichen Berichte 
einen eigenen Beitrag in einer der folgen-
den Ausgaben des MenschenRechtsMaga-
zin zu widmen. 

                                                      
104  Wie zuvor (Fn. 103). 
105  Wie Fn. 103. 
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